
Windkraft  um  jeden  Preis?
Diese Subventionspolitik muss
endlich enden

BITTE JEDER DIE AKTUELLE PETITION
IM BUNDESTAG UNTERZEICHNEN:

WIR BRAUCHEN 30.000 UNTERSCHRIFTEN
BIS 16.04.2026
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Peti
tion_193142.html

Die Debatte über den Ausbau der Windkraft wird in Deutschland
seit Jahren mit einer auffälligen moralischen Schärfe geführt.
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Wer zustimmt, gilt als zukunftsorientiert. Wer widerspricht,
wird  schnell  als  rückständig,  unvernünftig  oder  gar
verantwortungslos  abgestempelt.  Doch  hinter  dieser
aufgeladenen  Fassade  wächst  bei  immer  mehr  Menschen  der
Eindruck, dass hier etwas grundsätzlich aus dem Ruder gelaufen
ist. Denn was offiziell als notwendiger Fortschritt verkauft
wird,  ist  vielerorts  nichts  anderes  als  ein  politisch
aufgeblähtes  Fördersystem,  das  wirtschaftliche  Schwächen
kaschiert, Natur und Landschaft belastet und die finanziellen
Folgen auf die Allgemeinheit abwälzt.

Genau an diesem Punkt setzt die Petition 193142 an, die am
08.01.2026  beim  Deutschen  Bundestag  eingereicht  wurde.  Sie
fordert  eine  grundlegende  Reform  der  bestehenden
Subventionspolitik  des  Bundes  für  die  Errichtung  von
Windenergieanlagen. Im Zentrum der Kritik steht vor allem das
sogenannte Referenzertragsmodell, also jenes System, das dafür
sorgt,  dass  sich  Windkraftanlagen  nicht  nur  an  wirklich
geeigneten Standorten rechnen, sondern auch dort, wo der Wind
von Natur aus kaum ausreicht. Dass ein solches Modell seit
Jahren politisch verteidigt wird, ist bezeichnend für eine
Energiewendepolitik,  die  sich  immer  weiter  von
wirtschaftlicher  Vernunft,  naturverträglicher  Planung  und
demokratischer Ehrlichkeit entfernt hat.

Ein  Fördersystem  gegen  jede
natürliche Logik
Es  gibt  Wahrheiten,  die  so  schlicht  sind,  dass  man  sich
wundern muss, warum sie überhaupt noch ausgesprochen werden
müssen. Eine davon lautet: Wo zu wenig Wind weht, dort ist ein
Standort für Windenergie nicht geeignet. Diese Einsicht ergibt
sich nicht aus Ideologie, sondern aus elementarer Vernunft.
Eine Anlage, die an einem schwachwindigen Ort nur deshalb
gebaut  wird,  weil  staatliche  Förderregeln  sie  künstlich
tragfähig machen, ist kein Erfolg der Energiewende, sondern



ein Beleg für ihre Fehlsteuerung.

Genau  das  kritisiert  die  Petition  mit  bemerkenswerter
Klarheit.  Das  bestehende  Fördersystem  führt  dazu,  dass
wirtschaftlich  ungeeignete  Standorte  nicht  aussortiert,
sondern  durch  politische  Mechanismen  künstlich  aufgewertet
werden.  Auf  dem  Papier  erscheinen  sie  rentabel,  in  der
Realität  aber  nur  deshalb,  weil  ihnen  der  Staat  über
Fördermodelle  die  nötige  Wirtschaftlichkeit  verschafft.  Was
also nach Investition und Zukunft klingt, ist bei näherem
Hinsehen oft ein staatlich alimentiertes Konstrukt, das unter
echten Marktbedingungen nie Bestand hätte.

Das Problem liegt nicht nur in einzelnen Fehlentwicklungen,
sondern im Prinzip selbst. Denn wenn der Staat gezielt dort
höhere  Anreize  setzt,  wo  die  natürlichen  Voraussetzungen
schwach  sind,  dann  wird  nicht  mehr  nach  Eignung  geplant,
sondern gegen sie. Der Ausbau folgt dann nicht länger dem
Maßstab  von  Effizienz  und  Sinnhaftigkeit,  sondern  dem
politischen Willen, möglichst überall Windkraft durchzusetzen
– notfalls auch gegen Natur, Landschaft, Wirtschaftlichkeit
und den gesunden Menschenverstand.

Das  Referenzertragsmodell  als
politischer Trick
Das  Referenzertragsmodell  wird  oft  technisch  und  nüchtern
beschrieben, als handele es sich um ein sachliches Instrument
ohne größere gesellschaftliche Brisanz. Tatsächlich aber ist
es eines der zentralen Werkzeuge, mit denen die Ausweitung der
Windkraft in immer neue Regionen ermöglicht wurde. Es sorgt
dafür, dass Standorte mit geringer Windhöffigkeit besonders
begünstigt  werden.  Je  schlechter  also  die  natürlichen
Bedingungen, desto stärker greift die politische Korrektur.

Allein darin liegt bereits ein bemerkenswerter Widerspruch.



Was  in  einer  vernünftigen  Energiepolitik  eigentlich  ein
Ausschlusskriterium sein müsste – nämlich mangelnder Wind –,
wird  im  deutschen  Fördersystem  zum  Anlass  für  besondere
Unterstützung. Der natürliche Nachteil eines Standortes wird
nicht als Grenze anerkannt, sondern durch staatliche Eingriffe
kompensiert. Damit wird aus einem objektiv schwachen Standort
ein scheinbar wirtschaftlicher. Doch dieser Schein ist teuer
erkauft.

Die Kosten verschwinden ja nicht. Sie werden nur verlagert. Am
Ende zahlen nicht die Projektierer den Preis für schlechte
Standortentscheidungen, sondern die Allgemeinheit. Stromkunden
tragen  die  Last  über  höhere  Preise,  Steuerzahler  über
staatlich flankierte Fördermechanismen, Kommunen über soziale
Konflikte und Bürger vor Ort über den Verlust von Landschaft,
Ruhe  und  gewachsener  Lebensqualität.  Was  also  als
energiewirtschaftliche  Modernisierung  verkauft  wird,  ist  in
Wahrheit  vielfach  eine  systematische  Umverteilung  von
Belastungen  nach  unten  und  von  Gewinnen  nach  oben.

Die  große  Lebenslüge  der
Energiewende
Die politische Erzählung lautet seit Jahren, dass der Ausbau
der  erneuerbaren  Energien  alternativlos  sei  und  jede  neue
Windkraftanlage automatisch einen Fortschritt darstelle. Genau
diese  vereinfachende  Sichtweise  hat  die  Debatte  vergiftet.
Denn sie tut so, als sei die bloße Zahl neuer Anlagen bereits
ein Beweis für Erfolg. Sie fragt nicht mehr ernsthaft danach,
wo gebaut wird, mit welcher Effizienz gebaut wird, zu welchem
Preis gebaut wird und welche Schäden dabei entstehen.

Diese  Verengung  ist  kein  Zufall.  Sie  ist  Teil  einer
politischen  Strategie,  die  Quantität  über  Qualität  stellt.
Hauptsache,  es  wird  gebaut.  Hauptsache,  die  Ausbauzahlen
stimmen. Hauptsache, man kann neue Genehmigungen, neue Flächen



und neue Projekte vermelden. Ob ein Standort sinnvoll ist, ob
die tatsächliche Stromausbeute den Eingriff rechtfertigt, ob
Anwohner  überfordert  werden  und  ob  Naturgüter  dauerhaft
geschädigt werden, tritt immer weiter in den Hintergrund.

Gerade darin liegt die große Lebenslüge dieser Politik. Denn
eine Energiewende, die sich nur durch immer tiefere Eingriffe,
immer  größere  Subventionslasten  und  immer  mehr  politische
Schönfärberei aufrechterhalten lässt, ist kein überzeugendes
Zukunftsmodell. Sie lebt von der Behauptung, dass jedes Opfer
notwendig sei und jede Kritik unseriös. Doch diese Behauptung
verliert an Glaubwürdigkeit, je mehr Menschen erleben, wie
rücksichtslos vor Ort geplant und wie selektiv über die Folgen
gesprochen wird.

Wenn  Bürger  zahlen  und  andere
profitieren
Der Unmut vieler Menschen entzündet sich nicht allein an den
Anlagen selbst, sondern an dem Gefühl, dass hier ein System
entstanden  ist,  in  dem  Verantwortlichkeiten  konsequent
verschoben  werden.  Die  Gewinne  liegen  bei  Investoren,
Betreibern und Projektentwicklern. Die Lasten dagegen werden
sozialisiert.  Genau  das  ist  einer  der  Gründe,  warum  die
Akzeptanz der Windkraftpolitik in vielen Regionen dramatisch
sinkt.

Denn die Bürger sehen sehr genau, was passiert. Sie sehen,
dass  ihre  Stromkosten  steigen.  Sie  sehen,  dass  politische
Entscheidungen über ihre Köpfe hinweg getroffen werden. Sie
sehen, dass einst geschützte oder sensible Landschaftsräume
zunehmend zur Verfügungsmasse einer ideologisch aufgeladenen
Ausbaupolitik werden. Und sie sehen, dass ihre Einwände zwar
angehört, aber immer seltener ernst genommen werden.

Besonders bitter ist dabei der moralische Ton, mit dem diese



Politik oft begleitet wird. Wer sich gegen ein Projekt vor der
eigenen  Haustür  wehrt,  wird  schnell  als  egoistisch
dargestellt.  Wer  auf  Landschaftszerstörung  oder  mangelnde
Wirtschaftlichkeit  hinweist,  gilt  plötzlich  als
Fortschrittsfeind.  Wer  Natur  schützen  will,  muss  sich
rechtfertigen,  während  diejenigen,  die  ganze  Räume
industrialisieren, sich als Bewahrer der Zukunft inszenieren.
Diese Verdrehung ist nicht nur arrogant, sondern demokratisch
brandgefährlich. Sie zerstört Vertrauen, weil sie berechtigte
Kritik nicht widerlegt, sondern diffamiert.

Natur  und  Landschaft  sind  keine
Verfügungsmasse
Für  Bürgerinitiativen  wie  ProNatur  ist  die  Frage  der
Subventionspolitik deshalb untrennbar mit dem Schutz von Natur
und  Landschaft  verbunden.  Denn  Förderlogik  bleibt  nie
abstrakt. Sie setzt sich immer in konkrete Eingriffe um. Jeder
künstlich attraktiv gerechnete Standort bedeutet am Ende reale
Flächeninanspruchnahme,  neue  Zuwegungen,  Rodungen,
Bodenversiegelung, technische Überformung und einen weiteren
Verlust an Unberührtheit und Heimatqualität.

Gerade  in  windschwächeren  Regionen  ist  dieser  Widerspruch
besonders deutlich. Dort ist der energetische Nutzen häufig
begrenzter,  während  der  landschaftliche  Schaden  umso
gravierender  ausfällt.  Wälder,  Höhenzüge,  Offenlandschaften
und  historisch  gewachsene  Kulturräume  werden  mit  Anlagen
überzogen,  die  sich  unter  normalen  Bedingungen  nie  hätten
durchsetzen können. Der Staat schafft also erst durch seine
Förderpolitik die Voraussetzungen dafür, dass Naturzerstörung
an  ungeeigneten  Standorten  überhaupt  wirtschaftlich
interessant  wird.

Das ist der eigentliche Skandal. Nicht allein, dass gebaut
wird, sondern dass politische Regeln die Zerstörung überhaupt



erst  rentabel  machen.  Natur  und  Landschaft  werden  so  zum
Kollateralschaden  einer  Politik,  die  sich  selbst  als
ökologisch bezeichnet, obwohl sie in der Fläche oft genau das
Gegenteil bewirkt. Wer den Begriff Nachhaltigkeit ernst nimmt,
kann eine solche Praxis nicht verteidigen.

Die Akzeptanzkrise ist hausgemacht
Die politische Klasse beklagt gerne mangelnde Akzeptanz in der
Bevölkerung, als handle es sich um ein Kommunikationsproblem.
Als müsste man den Menschen nur besser erklären, warum sie
Eingriffe  in  ihre  Umgebung  hinnehmen  sollen.  Doch  diese
Sichtweise ist bequem und falsch. Die Akzeptanzkrise ist nicht
das Ergebnis misslungener Öffentlichkeitsarbeit. Sie ist das
direkte  Resultat  einer  Politik,  die  Bürgerinteressen
systematisch  entwertet  und  Kritik  reflexhaft  moralisch
abwehrt.

Menschen  verlieren  nicht  deshalb  Vertrauen,  weil  sie
Fortschritt grundsätzlich ablehnen. Sie verlieren Vertrauen,
wenn sie den Eindruck gewinnen, dass politische Entscheidungen
nicht mehr dem Gemeinwohl dienen, sondern einem dogmatischen
Ausbauprogramm. Sie verlieren Vertrauen, wenn offensichtliche
Widersprüche  nicht  benannt  werden  dürfen.  Sie  verlieren
Vertrauen, wenn sie erleben, dass wirtschaftlich fragwürdige
Projekte mit großem Nachdruck durchgesetzt werden, obwohl die
Belastungen vor Ort enorm sind.

Die Petition 193142 ist deshalb auch Ausdruck einer tieferen
gesellschaftlichen Erschöpfung. Sie macht deutlich, dass immer
mehr Bürger nicht länger bereit sind, die offizielle Erzählung
widerspruchslos zu akzeptieren. Sie verlangen eine Rückkehr zu
Maß,  Vernunft  und  Verantwortlichkeit.  Sie  verlangen,  dass
politische  Entscheidungen  wieder  auf  nachvollziehbaren
Kriterien  beruhen  und  nicht  auf  der  Logik  permanenter
Förderung.



Eine Reform ist keine Radikalität,
sondern überfällig
Es  ist  bemerkenswert,  wie  schnell  in  Deutschland  jede
grundlegende  Kritik  an  der  Windkraftförderung  als  radikal
etikettiert wird. Dabei ist die Forderung der Petition in
Wahrheit ausgesprochen moderat. Sie verlangt nichts anderes,
als dass Windenergieanlagen dort errichtet werden sollen, wo
eine  ausreichende  Windhöffigkeit  besteht  und  ein
wirtschaftlicher  Betrieb  ohne  dauerhafte  Subventionierung
möglich ist. Das sollte eigentlich selbstverständlich sein.

Denn welche andere Infrastruktur würde man ernsthaft nach dem
Prinzip planen, dass fehlende Eignung einfach durch staatliche
Dauerhilfe ersetzt wird? In kaum einem anderen Bereich würde
man es hinnehmen, dass objektiv schwache Voraussetzungen nicht
zum Ausschluss führen, sondern zum Fördervorteil werden. Genau
deshalb trifft die Petition einen so empfindlichen Punkt: Sie
entlarvt die Windkraftförderung als Bereich, in dem politische
Zielvorgaben die Realität längst überlagert haben.

Eine Reform der Subventionspolitik ist daher kein Angriff auf
Vernunft, sondern ihre Wiederherstellung. Es geht nicht darum,
jede Form von Windenergie pauschal abzulehnen. Es geht darum,
endlich wieder zwischen geeigneten und ungeeigneten Standorten
zu unterscheiden, zwischen sinnvollen Projekten und künstlich
am Leben gehaltenen Vorhaben, zwischen echter Nachhaltigkeit
und teuer subventionierter Symbolpolitik.

Schluss mit der Schönfärberei !!!
Die Zeit der politischen Beschwichtigungen muss vorbei sein.
Es  reicht  nicht  mehr,  immer  neue  Anlagen  mit  immer  neuen
Rechtfertigungen  zu  versehen,  während  die  finanziellen,
ökologischen und sozialen Schäden weiter wachsen. Es reicht
nicht,  Bürgern  Opfer  abzuverlangen  und  ihnen  zugleich  zu



erklären, sie müssten diese Opfer als Fortschritt verstehen.
Es  reicht  nicht,  Naturzerstörung  als  Klimaschutz  zu
etikettieren  und  wirtschaftliche  Fehlsteuerung  als
Erfolgsgeschichte  zu  verkaufen.

Die Petition 193142 ist deshalb ein notwendiger Weckruf. Sie
erinnert daran, dass auch die Energiewende den Regeln von
Vernunft,  Ehrlichkeit  und  Verhältnismäßigkeit  unterliegen
muss. Ein Fördersystem, das schwachwindige Standorte künstlich
attraktiv  macht,  ist  kein  Ausdruck  intelligenter  Politik,
sondern ein Symptom politischer Selbstüberschätzung. Wer echte
Nachhaltigkeit will, muss aufhören, ungeeignete Projekte mit
dem Geld der Allgemeinheit künstlich zu vergolden.

Deutschland  braucht  keine  Windkraft  um  jeden  Preis.
Deutschland braucht endlich eine ehrliche Debatte darüber, wo
Windenergie sinnvoll ist, wo ihre Grenzen liegen und warum
Natur, Landschaft und Bürgerinteressen nicht länger dem Zwang
eines ideologisierten Ausbauprogramms geopfert werden dürfen.
Genau  deshalb  verdient  diese  Petition  Aufmerksamkeit,
Unterstützung und öffentliche Debatte. Denn sie stellt die
Frage, die längst viel zu lange verdrängt wurde: Wie viel
Fehlsteuerung will sich dieses Land eigentlich noch leisten?

BITTE  JEDER  DIE  AKTUELLE  PETITION  IM
BUNDESTAG UNTERZEICHNEN:

WIR  BRAUCHEN  30.000  UNTERSCHRIFTEN  BIS
16.04.2026
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Peti
tion_193142.html
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Bürgerinitiative  ProNatur
ruft  zur  Teilnahme  auf:
Entscheidung  über
Windvorrangflächen  steht
bevor
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Am Donnerstag, den 10. Juli 2025, um 9:00 Uhr, kommt der



Planungsausschuss  des  Landkreises  Straubing-Bogen  zu  einer
richtungsweisenden Sitzung im Landratsamt Straubing zusammen.
Im Mittelpunkt steht ein Thema, das in den letzten Monaten für
hitzige  Debatten  und  wachsenden  Unmut  in  der  Bevölkerung
gesorgt  hat:  die  Festlegung  von  Windvorrangflächen  im
Landkreis.

Die Sitzung könnte endgültig über die Flächen entscheiden, auf
denen künftig Windkraftanlagen errichtet werden dürfen – ein
Schritt,  der  aus  Sicht  der  Bürgerinitiative  ProNatur
tiefgreifende Folgen für Landschaft, Natur und Lebensqualität
im ländlichen Raum hätte. Aus diesem Grund ruft die Initiative
alle Bürgerinnen und Bürger des Landkreises auf, zahlreich an
der Sitzung teilzunehmen, um ein klares Zeichen gegen den Bau
von Windrädern im Landkreis zu setzen.

„Wir sind nicht gegen erneuerbare Energien – aber wir sind
gegen eine ideologisch getriebene Windkraftplanung, die ohne
Rücksicht auf Mensch, Natur und Heimat durchgedrückt werden
soll“, erklärt ein Sprecher von ProNatur. „Es geht um den
Erhalt unserer einzigartigen Kulturlandschaft, um Artenschutz,
um den Schutz vor gesundheitlichen Risiken durch Infraschall
und um die Frage, ob Bürgerinteressen überhaupt noch Gehör
finden.“

Entscheidung hinter verschlossenen Türen?

Viele Mitglieder der Bürgerinitiative kritisieren, dass die
Planung weitgehend ohne transparente Bürgerbeteiligung erfolgt
sei. Zahlreiche Eingaben, Einwände und kritische Stimmen aus
der  Bevölkerung  seien  zwar  entgegengenommen,  aber  bislang
nicht ernsthaft berücksichtigt worden.

Auch rechtliche und ökologische Bedenken – etwa der Schutz von
Vogelarten,  die  Nähe  zu  Wohngebieten  oder  die  Frage  der
Wirtschaftlichkeit – seien untergeordnet behandelt worden, so
ProNatur. Nun steht die Sorge im Raum, dass der Ausschuss die
Flächen trotz breiter Ablehnung in der Bevölkerung festlegen



könnte.

„Wir müssen sichtbar sein – für die Entscheidungsträger im
Ausschuss und für die Öffentlichkeit. Nur wenn viele Menschen
Gesicht zeigen, kann verhindert werden, dass unser Landkreis
zur  Industriezone  für  Windkraft  wird“,  so  der  Appell  der
Initiative.

Hintergrund

Im Zuge der nationalen Energiewende und der Klimaziele sollen
auch  im  Landkreis  Straubing-Bogen  sogenannte
Windvorrangflächen ausgewiesen werden – also Gebiete, in denen
Windenergie  bevorzugt  und  vorrangig  ausgebaut  werden  soll.
Kritiker  befürchten,  dass  es  zu  einer  Zerstückelung  der
Landschaft,  einer  Gefährdung  von  Tierarten  sowie  zu  einer
Entwertung  von  Immobilien  kommen  könnte.  Auch  der
fehlende/schwache  Wind  in  manchen  Gebieten  und  die
unkalkulierbaren  Auswirkungen  auf  Mensch  und  Natur  sind
Gegenstand intensiver Diskussionen.

Fakten zur Sitzung
• Wann: Donnerstag, 10. Juli 2025, 9:00 Uhr
• Wo: Landratsamt Straubing, Sitzungssaal
•  Thema:  Entscheidung  über  Windvorrangflächen  im  Landkreis
Straubing-Bogen
•  Aufruf:  Teilnahme  aller  interessierten  Bürgerinnen  und
Bürger zur öffentlichen Sitzung und zum friedlichen Protest

Offener Brief an Herrn Hubert

https://buergerinitiative-pronatur.de/offener-brief-an-herrn-hubert-aiwanger/


Aiwanger

Offener Brief an Herrn Hubert Aiwanger

Dieser hat am 12.06.2025 auf Instagram über den den Account
des  Bayerischen  Wirtschaftsministeriums  Folgenden  Text
Veröffentlicht:

Du denkst, wir pflastern Bayerns Wälder mit Windrädern zu? So
einfach ist es nicht.�

Wenn wir über die Energiewende sprechen, darf die Windkraft
nicht fehlen.

➡️ Und hier muss Bayern aufholen. Gekauft. Das Ziel der
Staatsregierung, 1000 neue Windräder in Bayern bis 2030, ist
erreichbar, aber nur, wenn der Wald mitberücksichtigt wird.

https://buergerinitiative-pronatur.de/offener-brief-an-herrn-hubert-aiwanger/


Über ein Drittel der Landesfläche ist Wald, diese Gebiete
liegen in der Regel am weitesten von Siedlungen entfernt und
sind häufig der einzige Standort, an dem vorgegebene Abstände
überhaupt eingehalten werden können.

Jetzt denkst du vielleicht, wir opfern wertvollen Wald für
die Energiewende. �
Fakt ist aber, dass Natur und Bürger profitieren können.

�  Viele  Windräder  sind  Bürgerprojekte,  wie  aktuell  im
Hofoldinger  Forst  bei  München.  Die  Anwohner  profitieren
direkt vom Stromverkauf.

Für den Bau der Windräder müssen Bäume gefällt werden, doch
rundherum wird aufgeforstet oder ein Lebensraum geschaffen,
der außerhalb des Waldes längst Mangelware ist. Die Natur
gewinnt dazu – und für Vögel sind Windräder längst nicht so
gefährlich wie Katzen, Fenster oder Straßen. �

Windkraft im Wald ist mehr als saubere Energie.
Die  Pachteinnahmen  �  helfen  auch  dabei,  den  Wald  aktiv
umzubauen und widerstandsfähiger gegen den Klimawandel zu
machen.

Was denkst du? Bist du bereit für Windräder im Wald bei dir
daheim oder hast du Zweifel?
Schreib deine Meinung in die Kommentare. �.

Daraufhin  bekam  Herr  Aiwainger  innerhalb  nur  24  Stunden
Extreme Kritik von 31 Lesern und er hatte nur 3 Befüworter.



Offener Brief an Herrn Hubert
Aiwanger

Sehr geehrter Herr Aiwanger,

mit großem Erstaunen und wachsender Besorgnis verfolgen
wir Ihre jüngsten Werbekampagnen für den Ausbau der
Windenergie in Bayern, insbesondere auf Plattformen wie
Instagram.  Sie  präsentieren  Windräder  als
zukunftsweisende  Lösung,  doch  die  Realität  vor  Ort
sieht ganz anders aus: Während Sie in den sozialen
Medien nur auf drei Befürworter stoßen, sprechen sich
31  Stimmen  klar  gegen  Ihre  Pläne  aus,  Bayern  mit
Windrädern zu überziehen. Die überwältigende Mehrheit
der Bürgerinnen und Bürger – sowohl direkt als auch
indirekt  betroffen  –  lehnt  die  Errichtung  von
Windkraftanlagen in unserer Heimat entschieden ab.

Wie  bereits  erwähnt,  zeigen  sowohl  Ihre  eigenen
Instagram  Beiträge  als  auch  unsere
Unterschriftensammlung ein klares Bild: Über 80% der
nicht direkt betroffenen Menschen sprechen sich gegen
Windräder in unseren Wäldern aus. Bei den direkten
Anwohnern ist die Ablehnung sogar noch deutlicher – 95%
bis zu 100% der Befragten sind gegen Windkraftanlagen
in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft. Diese Zahlen sind
ein  unmissverständliches  Signal,  das  Sie  als
verantwortlicher  Minister  nicht  länger  ignorieren
dürfen.

Die Nachteile von Windenergieanlagen sind vielfältig
und  gravierend.  Sie  reichen  von  der  massiven
Beeinträchtigung  des  Landschaftsbildes  über  die
Zerstörung wertvoller Natur- und Erholungsräume bis hin
zu  erheblichen  gesundheitlichen  Belastungen  für  die
Anwohner. Der Lärm, der von den Anlagen ausgeht, ist



nicht  nur  störend,  sondern  kann  nachweislich  zu
Schlafstörungen,  Stress  und  anderen  gesundheitlichen
Problemen führen. Der sogenannte Infraschall, der von
Windrädern ausgeht, ist ein weiteres, bislang viel zu
wenig  beachtetes  Risiko  für  die  Gesundheit  der
Menschen.

Darüber  hinaus  werden  durch  den  Bau  von
Windkraftanlagen  große  Flächen  Wald  gerodet  und
Lebensräume für zahlreiche Tierarten unwiederbringlich
zerstört.  Besonders  betroffen  sind  seltene  und
geschützte Arten wie Fledermäuse und Greifvögel, die
durch die Rotoren getötet werden. Die Versiegelung von
Böden, der Bau von Zufahrtswegen und die Errichtung von
Betonfundamenten  hinterlassen  dauerhafte  Schäden  in
unseren sensiblen Ökosystemen.

Auch  wirtschaftlich  sind  Windräder  keineswegs  die
Heilsbringer, als die sie oft dargestellt werden. Die
Stromerzeugung ist wetterabhängig und schwankend, was
zu einer unsicheren Versorgungslage führt. Die Kosten
für den Ausbau der Netze und die notwendige Speicherung
des  Stroms  werden  auf  die  Verbraucher  abgewälzt.
Gleichzeitig sinken die Immobilienwerte in der Nähe von
Windkraftanlagen  drastisch,  was  für  viele  Familien
existenzielle Folgen hat.

Ein  weiterer,  oft  übersehener  Punkt  ist,  dass  die
Interessen und Sorgen der betroffenen Anwohner bei der
Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen regelmäßig
ignoriert werden. Entscheidungen werden häufig über die
Köpfe der Menschen hinweg getroffen, ohne Rücksicht auf
deren Lebensqualität, Gesundheit und die Zukunft ihrer
Heimat. Immer wieder zeigt sich, dass wirtschaftliche
Interessen  von  Investoren  und  Projektentwicklern  im
Vordergrund stehen, während die berechtigten Anliegen
der  Bevölkerung  keinerlei  Gewicht  haben.  Dieses
Vorgehen  führt  zu  Frust,  Unmut  und  einer  tiefen



Entfremdung zwischen Politik und Bürgern – und es macht
deutlich,  dass  der  Ausbau  der  Windkraft  gegen  den
Willen der Mehrheit durchgesetzt werden soll.

Zudem  ist  die  Frage  der  Versorgungssicherheit  und
Netzstabilität  weiterhin  ungelöst.  Windenergie  ist
volatil und nicht grundlastfähig. In windarmen Zeiten
drohen  Versorgungslücken,  die  durch  teure  und
umweltschädliche Reservekraftwerke ausgeglichen werden
müssen.  Die  Abhängigkeit  von  wetterabhängigen
Energiequellen kann zu einer gefährlichen Instabilität
im Stromnetz führen – mit unkalkulierbaren Folgen für
Wirtschaft und Gesellschaft.

Auch der oft propagierte Beitrag der Windenergie zum
Klimaschutz  ist  kritisch  zu  hinterfragen.  Die
Herstellung,  der  Transport  und  die  Errichtung  von
Windkraftanlagen verursachen erhebliche Mengen an CO₂
und anderen Schadstoffen. Die Entsorgung der riesigen
Rotorblätter und Fundamente nach Ablauf der Lebensdauer
ist  bislang  ungelöst  und  stellt  eine  enorme
Umweltbelastung dar. Es ist ein Trugschluss zu glauben,
dass Windräder per se klimaneutral sind.

Als Sohn eines Landwirts und Diplom-Agraringenieur (FH)
der  Fachhochschule  Weihenstephan  sollten  Sie,  Herr
Aiwanger, eigentlich aus erster Hand wissen, welche
gravierenden Folgen der Bau von Windkraftanlagen in
Wäldern und auf landwirtschaftlichen Flächen mit sich
bringt.  Gerade  Sie  müssten  die  Bedeutung  intakter
Böden,  gesunder  Wälder  und  funktionierender
landwirtschaftlicher  Flächen  für  unsere
Ernährungssicherheit,  den  Wasserhaushalt  und  das
ökologische  Gleichgewicht  kennen.  Die  Rodung  von
Waldflächen für Windräder zerstört nicht nur wertvolle
Lebensräume,  sondern  beeinträchtigt  auch  die
Schutzfunktionen des Waldes, etwa beim Hochwasserschutz
und als CO₂-Speicher. Auf Feldern führen die massiven



Fundamente,  Zufahrtswege  und  Baustellen  zu
Bodenverdichtung,  Erosionsgefahr  und  langfristigen
Ertragseinbußen. Die landwirtschaftlichen Betriebe, die
ohnehin  schon  unter  wirtschaftlichem  Druck  stehen,
werden so zusätzlich belastet und in ihrer Existenz
gefährdet.  Gerade  von  Ihnen,  mit  Ihrem  fachlichen
Hintergrund  und  Ihrer  Herkunft,  hätten  wir  mehr
Verständnis  und  Einsatz  für  den  Schutz  unserer
natürlichen  Lebensgrundlagen  erwartet.

Besonders kritisch sehen wir auch, dass sich einige
Waldbesitzer  und  Grundstückseigentümer  durch  die
Verpachtung  ihrer  Flächen  an  Windkraftbetreiber
persönlich bereichern, während die negativen Folgen für
Umwelt, Natur und die Allgemeinheit in Kauf genommen
werden.  Es  ist  moralisch  höchst  fragwürdig,
kurzfristige  finanzielle  Vorteile  über  den
langfristigen Schutz unserer Heimat und der natürlichen
Lebensgrundlagen  zu  stellen.  Die  Verlockung,  mit
Pachteinnahmen ein sicheres Einkommen zu erzielen, darf
nicht  dazu  führen,  dass  wertvolle  Wälder  und
Landschaften  unwiederbringlich  zerstört  werden.  Wer
sich auf diese Weise bereichert, handelt nicht im Sinne
des Gemeinwohls, sondern trägt aktiv zur Spaltung der
Dorfgemeinschaft und zur Zerstörung unserer Umwelt bei.

Herr Aiwanger sie sollten sich für eine Energiepolitik
einzusetzen, die auf Augenmaß, Vernunft und den Schutz
unserer  bayerischen  Heimat  setzt.  Die  Menschen  in
Bayern erwarten von ihrer Landesregierung, dass sie
nicht  blind  einem  Trend  folgt,  sondern
verantwortungsvoll abwägt, was wirklich gut und richtig
für Land und Leute ist. Stoppen Sie den weiteren Ausbau
der Windenergie in sensiblen Gebieten und setzen Sie
sich  stattdessen  für  eine  nachhaltige,
naturverträgliche  und  sozial  gerechte  Energiepolitik
ein. Es gibt zahlreiche Alternativen, die den Schutz



unserer  Heimat  und  die  Versorgungssicherheit
gleichermaßen gewährleisten können – von der Förderung
der Solarenergie auf bereits versiegelten Flächen bis
hin  zu  innovativen  Speichertechnologien  und  einer
echten Energieeinsparung.

Wir fordern Sie daher auf, die Sorgen und Argumente der
betroffenen Bürgerinnen und Bürger ernst zu nehmen und
von weiteren Plänen zur Errichtung von Windrädern in
sensiblen Gebieten Abstand zu nehmen. Setzen Sie sich
stattdessen  für  echte  Alternativen  ein,  die  unsere
Heimat und unsere Lebensqualität bewahren!

Mit freundlichen Grüßen

Bürgerinitiative ProNatur

EINLADUNG VON WALDBESITZER ZU
WALDBESITZER

Verträge,  Rechte,  Risiken  –  was
Eigentümer,  Bürger  &  Gemeinden
wissen sollten

https://buergerinitiative-pronatur.de/einladung-von-waldbesitzer-zu-waldbesitzer/
https://buergerinitiative-pronatur.de/einladung-von-waldbesitzer-zu-waldbesitzer/


Was bedeutet es rechtlich, wenn Windkraftanlagen in unseren
Wäldern und Fluren geplant werden?
Welche Verträge werden geschlossen – und was kommt dabei auf
Eigentümer, Pächter, Kommunen und Anwohner zu?

Bei dieser Informationsveranstaltung beleuchten wir wichtige
juristische Grundlagen, Rechte & Pflichten sowie Chancen und
Risiken für alle Beteiligten.

Wir laden herzlich ein:

Wann?
�️ Samstag, 17. Mai 2025
⏰ Beginn: 19:00 Uhr



Wo?
� Oberhaselbach 28
84066 Mallersdorf-Pfaffenberg

Wer?
� Alle, die direkt oder indirekt von geplanten WKA betroffen
sind:

✔️ Eigentümer von Flächen mit geplanten Windkraftanlagen
✔️ Anrainergrundstücke in der näheren Umgebung
✔️ Einwohner benachbarter Ortschaften
✔️ Entscheidungsträger in Gemeinden & Landkreisen
✔️ Alle Interessierten mit Fragen zur rechtlichen Lage

Was erwartet Sie?
Verträge & rechtliche Sachlagen: Was steht drin – und
was bedeutet das konkret?
Pflichten  &  Rechte:  Für  Waldpächter,  Betreiber  und
Kommunen
Chancen & Risiken: Welche Folgen haben Windkraftanlagen
für Bürger, Eigentümer und Natur?
Aktuelle Entwicklungen: Welche weiteren Projekte sind in
der Pipeline?



� Karte: Übersicht der aktuell geplanten Standorte im Raum
Mallersdorf & Umgebung
(Weitere  –  noch  nicht  veröffentlichte  –  Anlagen  könnten
ebenfalls in Planung sein.)

Warum ist Ihr Kommen wichtig?
Weil Transparenz zählt.
Weil rechtliche Aufklärung schützt.
Weil Mitreden besser ist als überrascht werden.

Bringen Sie gerne Nachbarn, Familie und Freunde mit!
Gemeinsam können wir Fragen stellen, Antworten finden – und
für unsere Heimat einstehen.

� Kontakt für Rückfragen:
stoni72@hotmail.com

mailto:stoni72@hotmail.com

